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Protokoll der 10. Sitzung der AG Sondergebiet der Gebietskooperation

Aue/Lühe - Schwinge (GK 29) am 12. Juni 2014 
Sitzungsort: NLWKN Stade                                     Teilnehmer: siehe Teilnehmerliste. 
TOP 1: Um 10:05 begrüßt Herr Prof. Reincke die Anwesenden. Die Tagesordnung wird angenommen, das Protokoll der letzten Sitzung nach einigen Kommentaren auch. So fragte Herr Klopp zu TOP7 nach dem für ELER-Angelegenheiten zuständigen Ministerium. Herr Munzel bestätigte die generelle Zuständigkeit des ML und wird die AG auf der nächsten Sitzung informieren, Herr Gade ergänzte: im Wasserbereich sei MU für die drei in Frage kommenden ELER-Programme zuständig.   
TOP 2: Die Aufträge für das Pilotprojekt Steinkirchener Neuwettern (an Lühmann, Grontmij und Dierking) sind nach einigen Verzögerungen am 6.6. erteilt worden. Herr Rolker erkundigt sich unter Verweis auf ein informelles Gespräch mit dem UBA über die genauen Inhalte der Dierkingschen Kartierung. Das er auch Insekten kartieren solle, sei ihm neu, sagt Herr Dierking. Die Runde diskutiert eine Weile über verschiedene im Alten Land bereits getestete, aber gescheiterte Monitoringversuche.    

TOP 3: Frau Ochmann berichtet kurz vom Treffen mit den Bundesbehörden am 6.5. in der OVA. Die Bundesbehörden fanden die generelle Linie des GMP gut, kündigten aber eine schriftliche Stellungnahme dazu an, der jedoch eine gründlichere Prüfung der Unterlagen vorangehen müsse. Eigentlich sollte diese Stellungnahme bereits vorliegen, nun sei sie in der 25. KW zu erwarten. Beschluss: Das Protokoll der Veranstaltung am 6.5. wird der AG Sondergebiet zur Verfügung gestellt (zur Zeit gibt es nur den Entwurf) und mit dem Protokoll zum 12.06. versendet.  [Nachtrag: ist inzwischen geschehen]. 
Erneut fordert Herr Klopp, der GMP müsse neben dem PSM-Recht weitere rechtliche Aspekte ansprechen mit dem Wunsch, diese im Alten Land abweichend zu regeln (z. B. Wettbewerbsfähigkeit, Wasserrecht, Naturschutzrecht, Baurecht). Herr Smidt rät davon ab, diese Punkte dem UBA vorzutragen, da es allein auf das PSM-Recht fokussiert und somit für diese Fragen nicht der richtige Ansprechpartner sei. 

Frau Ochmann wird die GK28, 30 und 31 über den aktuellen Sachstand informieren. Die betroffenen Landkreise werden vom LK Stade informiert (Cuxhaven) bzw. sind selbst in der AG vertreten (Harburg).  
TOP 4: Herr Lühmann berichtet über seine Tätigkeit. Mittels des fast fertig abgestimmten neuen Genehmigungsverfahrens „Stader Modell“ kann zukünftig Kompensationsbedarf innerhalb des GMP ausgeglichen werden. Das Stader Modell wird Anfang Juli den Verbandsvorstehern und danach am 14. und 17.7. allen Obstbauern vorgestellt. Auch ungenehmigte alte Becken können auf diese Weise nachträglich ausgeglichen werden, sagt Herr Bode, denn die Genehmigungspflicht bestand auch seinerzeit. Die Obstbauern werden von dem OVR -der extra jemanden einstellt – bei der Antragsstellung unterstützt; man rechnet mit 500-700 Anträgen. 
Über den Stand des Flurbereinigungsantrags berichtet Herr Lühmann, einen formellen Antrag werde LGLN/ AfL erst nach erfolgreicher Vorprüfung im ML stellen – diese  dauere jedoch noch an [Nachtrag: Vorprüfung ist positiv abgeschlossen]. 
Da das Thema Fischbiologie immer wichtiger wird, möchte Herr Lühmann mit dem LAVES in Kontakt treten, Herr Rebehn nennt ihm Ansprechpartner. 

Am 20.6. trifft sich das für die neue Sondergebietsverordnung zuständige Gremium in der OVA, um über einen schon vorliegenden Entwurf zu befinden. Herrn Buchterkirch wäre sehr an der Meinung der GK29 bzw. der AG Sondergebiet hinsichtlich des Entwurfs gelegen, weshalb er schon vorab zwei Hauptpositionen des Obstbaus referiert. 1. Refugialgewässer: 20-25% unbelastete Gräben sollen im/nah am Obstbaugebiet vorgehalten werden. 2. Individualisierung der Regeln: Eine Verknüpfung zum Instrumentarium des GMP („Werkzeugkasten“ der Matrix) soll  die bisherigen praxisuntauglichen Vorschriften ablösen. Beispiel temporäre Abschaltung von Düsen: wer trotz des jetzigen Verbots in Richtung Gewässer spritzen will, soll das tun, muß aber entsprechende Minderungsmaßnahmen auf seinem Betrieb realisieren. 
Herr Lamprecht: Die entsprechenden Elemente des GMP müssten dann aber bis Februar 2015 vorliegen und der VO angehängt werden! Also Matrix, Grabenkartierung (auch Insekten?), Gewässerkategorien und Risikoklassen aller Gewässer in allen betroffenen Gebieten, auch Vorschläge für Minderungsmassnahmen für das Gesamtgebiet, ob das denn zu leisten sei, fragt Herr Lamprecht. Zudem müsse der unter 2. genannte Bereich für die Kontrolleure nachvollziehbar, also sehr gut dokumentiert sein. Überhaupt bräuchten die Kontrolleure immer sehr gutes und aktualisiertes Kartenmaterial, alle permanenten Gewässer müssten drin sein, alle 2 Jahre müsste aktualisiert werden. 
Am 15.05. besuchte der Agrarauschuss des Bundestages die OVA, um sich über die Aktivitäten im Alten Land zu informieren, wie Herr Buchterkirch berichtet, sein Fazit: die Politik unterstützt den Obstbau! Das Protokoll dieses Termins befindet sich in der Anlage. 
TOP 5: am 4.6. fand ein vom Gestalterkreis iniziiertes Gespräch zwischen UBA und Obstbau statt, zudem auch Herr Smidt geladen war. Da es ein sehr informeller Termin war und sein sollte, wird es kein Protokoll geben. 
Herr Smidt empfand das Gespräch in kleiner Runde als inhaltlich außerordentlich gehaltvoll. Er berichtet: 
1. Seitens des Bundes bestehen große Vorbehalte gegenüber der vom Obstbau gewünschten unbefristeten oder zumindest langfristigen neuen Verordnung ab 2015. Damit verlöre der Bund konkrete Einflussmöglichkeiten. Auf diese möchte insbesondere das Umweltministerium derzeit nicht verzichten. Es fehlt das Vertrauen in den Willen zur Umsetzung der Maßnahmen vor Ort. Dieses Vertrauen ließe sich herstellen durch einen konkreten Maßnahmen- und zugehörigen Zeitplan zur Umsetzung sowie durch Realisierung erster Pilotmaßnahmen. Der Bund strebt eher eine neuerliche Befristung an, ggf. mit Ausblick auf eine unbefristete Regelung dann, wenn das Vertrauen durch vorgenannte Maßnahmen erreicht ist.

2. Fokus des Bundes liegt auf permanent und periodisch wasserführende Gräben. Entscheidend ist die Wasserführung zum Zeitpunkt des PSM-Einsatzes.

3. Der Begriff Risiko wird unterschiedlich verwendet. Hier sind klare Definitionen notwendig.

4. Die vorgelegte Systematik mit einer Risikobewertung bezogen auf den PSM-Eintrag in Gewässer und mit dem Werkzeugkasten zur Minderung des Risikos wird seitens UBA positiv gesehen. Es wird eine schriftliche Stellungnahme angekündigt, welche einige inhaltliche Anmerkungen enthalten wird. Diese Stellungnahme wird für vorauss. 25. KW 2014 in Aussicht gestellt.

Kritisch gesehen zur Risikobewertung werden u.a.: Differenzierung permanent und periodisch wasserführende Gewässer; Wasserspiegelbreite als Indikator für PSM-Eintragsrisiko, schmalere Gewässer werden als gefährdeter angesehen als breite; Hauptwindrichtung als Indikator soll verknüpft werden mit Faktor Gewässerabstand.

Kritisch gesehen zum Werkzeugkasten werden u.a.: Naturschutzfachliche Maßnahmen für sich nicht wirksam, Anerkennung nur in Kombination mit Minderungsmaßnahmen; Wind- und Abdriftschutz sollten deutlich mehr Gewicht haben; Integrierte Produktion als solche wird nicht als Minderungsmaßnahme angesehen, erst mit zusätzlichen Maßnahmen.

5. UBA fordert einen hinreichenden Anteil von Refugialgewässern. Das konkrete Maß für „hinreichend“ bleibt zunächst offen. Dieser Anteil müsse inhaltlich hergeleitet und begründet werden. Ausgangspunkt einer solchen Herleitung muss das quantifizierte zusätzliche Risiko durch PSM-Einsatz infolge Sondergebietsregelung sein. Das muss geeignet ausgeglichen werden.

6. Refugialgewässer können im Obstanbaugebiet selbst, aber auch in dem nahen Umfeld (z.B. Moorgürtel) liegen, sofern eine Vernetzung mit den Gewässern im Obstanbaugebiet gegeben ist. Vorstellbar ist ein Mosaik aus verschiedenen Ansätzen, bestehend aus: ökologisch gestaltetete Beregnungsteiche im Gebiet mit 10m-Abstand zur 1. Obstreihe; Refugialgewässer bestehend aus vorhandenen Gewässern im Umfeld; Wettern und Gräben im Obstanbaugebiet selbst mit 10m-Saum zur 1. Obstreihe; durchgängige Vernetzung der vorgenannten Elemente zu einem Gesamtsystem; Umstellung der Gewässerunterhaltung nach ökologischen Grundsätzen.

7. Als elementar und unverzichtbar wird der Gesamtplan des endgültigen Gewässersystems (Vision) gesehen. Dieser muss auf der Grundlage einer Bewertung des gesamten Sondergebiets die geplanten Maßnahmen definieren und einen konkreten Zeitplan zur Umsetzung enthalten. Der Zeitplan kann auch längere Umsetzungsdauern zum Ausdruck bringen, er muss aber realistisch und umsetzbar sein. 

8. Das UBA erwartet weiterhin eine Bewertung des biologischen Zustands der Gewässer. Wie genau diese erfolgen und mit welchem Aufwand sie erarbeitet werden soll, bleibt im Einzelnen unklar. Hier sind Fachabstimmungen der beteiligten Behörden und ggf. Gutachter sinnvoll. 

Der Vertreter des MU hält das vom Gestalterkreis gewählte Vorgehen, mit dem UBA ohne Kenntnis und Begleitung von Fachleuten des Landes über ein biologisches Gewässermonitoring zu reden, für nicht zielführend und für wenig hilfreich. [An dieser Stelle entzündet sich eine Diskussion über die eingeschränkten Möglichkeiten eines biologischen Monitorings in Marschengewässern, die in folgendem Beschluss mündet: Herr Dierking und Herr Baumgärtner (Biologe des NLWKN Stade) sollen mit Herrn Seggermann und Herrn Wogram sowie weiteren Experten ins Alte Land ziehen und sich darüber einigen, welche Tiere und Pflanzen wie kartiert werden sollen. Wer dazu offiziell einlädt, soll der Protokollantin am kommenden Montag – auf Nachfrage des Gestalterkreises bei Herrn Garbe - mitgeteilt werden. [Nachtrag: ML und MU laden ein.]
Weitere Erkenntnisse aus dem Gespräch mit dem UBA: 

Die einseitige Behandlung von gewässernahen Baumreihen war keine Idee des UBA, sondern eine des JKI. 

Das UBA selbst macht keinen Zeitdruck, aber dennoch muß aus gegebenem Anlass bis Februar 2015 ein plausibler Zeitplan vorliegen und ein Pilotprojekt umgesetzt sein. 
Was Herrn Smidt zufolge noch offen ist: die Risikokartierung in den „übrigen Gebieten“, die Abstimmung mit dem UBA über den Werkzeugkasten, die schnelle Umsetzung des Pilotprojekts  Umgestaltung Steinkirchener Neuwettern, damit analoges auf das Gesamtgebiet übertragen werden kann, und: ein glaubwürdiger Zeit- und Kostenplan! Seine Präsentation liegt dem Protokoll an. 

Beschluss: bevor die AG Sondergebiet über Grontmijs Vorplanung Umgestaltung Steinkirchener Neuwettern entscheidet (im Sinne der Auftragsabnahme) soll sich die Unter-AG Steinkirchener Neuwettern damit befassen. 

Frau Dippel erinnert daran, dass die Umweltverbände noch überhaupt nicht an der Planung Steinkirchener Neuwettern beteiligt worden seien, wann das den erfolgen solle? Antwort: auf der kommenden Sitzung der Steinkirchener Neuwettern am 12.06. sei sie ja auch anwesend.  

TOP 7: Herr Munzel erklärt, dass die Projektvorschläge für ELER und PFEIL am kommenden Dienstag dem Kabinett vorgelegt und danach nach Brüssel weitergereicht würden. Im Herbst gäbe es einen ELER-Workshop. Ansprechpartner: Herr Dr. Schroers. 

Die OVA habe einen Projektantrag gestellt zum Thema Innovationen, die einen Beitrag zum GMP leisten können, führt Herr Klopp aus. Ob ML nicht dafür sorgen könne, dass ein nachträglicher Antrag noch vom ML-Ausschuss ins Kabinett geleitet würde? In diesem Zusammenhang wies Herr Bode darauf hin, dass der Niedersächsische Landkreistag (NLT) in einer Stellungnahme kritisiert hat, dass den Mitgliedern des NLT keine Gelegenheit mehr gegeben wurde, vor dem Beschluss im Kabinett zum Programmentwurf PFEIL Stellung zu nehmen"..
Beschluss: die Programmierer von ELER und PFEIL sollen eingeladen werden zu einer Sitzung der AG Sondergebiet. 
Zum Thema Finanzierung fragt Herr Buchterkirch, ob Grontmij denn nun den Auftrag für die Gesamtkartierung bekäme und wer das finanzieren würde. Herr Gade meint, dies können MU und ML noch aus der GeKo-Förderung bewerkstelligen. Beschluss: Grontmij soll innerhalb von 12 Tagen ein Angebot über die Risikokartierung in den Restgebieten vorlegen. 

Zum Thema Flurbereinigung sagt Herr Munzel: Vorschläge sollen bis zum 30.06. vorgelegt werden, entschieden wird Herrn Gottwald zufolge erst im 3. Quartal. Ob sich das beschleunigen ließe, bezweifelt Herr Munzel, die Richtlinie sei noch nicht fertig. 
Zum Thema Zeitdruck: der bestünde nur hinsichtlich des Flächenkaufs, meint Herr Gade. Herr Klopp rechnet mit einem Zeithorizont von etwa 20 Jahren für die Umsetzung des GMP, zeitnah vorliegen muß aber der Masterplan. Herr Lamprecht weist darauf hin, dass bis zur Saison 2015 Datenmaterial (siehe oben) vorliegen muß, damit es etwas wird mit der Verlängerung der Ausnahmeregeln; Teile des GMP müssten unbedingt bis Ende Februar 2015 vorliegen. 
Nächster Termin: Mittwoch, 16.Juli 2014 um 14 Uhr im großen Sitzungssaal des NLWKN in Stade. Die Sitzung endet um 13:35. 

Stade, 04. Juli 2014
Silke Ochmann
Anlagen:
Bericht des Beauftragten für das Gebietsmanagement

Präsentation Nächste Schritte (Grontmij)

Protokoll vom 6.5. 
Protokoll vom 15.5. 

Stellungnahme des UBA zu den Überwachungsberichten der PSÄ 2013
Teilnehmerliste

